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Gesetzentwurf 

Der Niedersächsische Ministerpräsident Hannover, den 22.11.2016 

Herrn 
Präsidenten des Niedersächsischen Landtages 

Hannover 

Sehr geehrter Herr Präsident, 

anliegend übersende ich den von der Landesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Staatsvertrag zwischen der Freien Hansestadt Bre-
men und dem Land Niedersachsen über die Bremer Landesbank Kreditanstalt Olden-
burg - Girozentrale - 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlussfassung des Landtages herbeizuführen. Gleichzeitig 
beantrage ich, den Gesetzentwurf gemäß § 24 Abs. 2 Satz 1 der Geschäftsordnung des Nieder-
sächsischen Landtages sogleich an einen Ausschuss zu überweisen. 

Federführend ist das Finanzministerium. 

Mit freundlichen Grüßen 

Stephan Weil 
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Entwurf 

Gesetz  
zu dem Staatsvertrag zwischen der Freien Hansestadt Bremen 

und dem Land Niedersachsen über die Bremer Landesbank 
Kreditanstalt Oldenburg - Girozentrale - 

Artikel 1 

(1) Dem am 14. November 2016 unterzeichneten Staatsvertrag zwischen der Freien Hanse-
stadt Bremen und dem Land Niedersachsen über die Bremer Landesbank Kreditanstalt Oldenburg 
- Girozentrale - wird zugestimmt. 

(2) Der Staatsvertrag wird nachstehend veröffentlicht. 

(3) Der Tag, an dem der Staatsvertrag nach seinem § 16 in Kraft tritt, ist im Niedersächsi-
schen Gesetz- und Verordnungsblatt bekannt zu machen. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft. 
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Staatsvertrag 

zwischen der Freien Hansestadt Bremen  

und dem Land Niedersachsen  

über die Bremer Landesbank Kreditanstalt Oldenburg  

- Girozentrale - 

Die Freie Hansestadt Bremen und das Land Niedersachsen sind übereingekommen, die 
Rechtsverhältnisse der Bremer Landesbank Kreditanstalt Oldenburg - Girozentrale - neu zu ord-
nen. Im Zuge dessen soll die Norddeutsche Landesbank - Girozentrale - die alleinige Trägerschaft 
der Bremer Landesbank Kreditanstalt Oldenburg - Girozentrale - übernehmen. Dies vorausge-
schickt, schließen die Freie Hansestadt Bremen und das Land Niedersachsen den nachstehenden 
Staatsvertrag:  

§ 1 

Rechtsform, Sitz, Siegelführung 

(1) Die Bremer Landesbank Kreditanstalt Oldenburg - Girozentrale - (nachfolgend die 
„Bank“) ist eine rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts. Sie ist öffentliche Kredit- und Pfand-
briefanstalt. Die Bank ist mündelsicher. 

(2) Die Bank hat ihren Sitz in Bremen.  

(3) Die Bank führt ein Siegel.  

§ 2 

Rechtsnachfolge 

Die Bank ist Rechtsnachfolgerin der Bremer Landesbank.  

§ 3 

Träger 

(1) Träger der Bank ist die Norddeutsche Landesbank - Girozentrale -. 

(2) Der Träger unterstützt die Bank bei der Erfüllung ihrer Aufgaben mit der Maßgabe, dass 
ein Anspruch der Bank gegen den Träger oder eine sonstige Verpflichtung des Trägers, der Bank 
Mittel zur Verfügung zu stellen, nicht besteht. 

(3) Der Träger kann seine Trägerschaft an der Bank, einschließlich seiner Beteiligung am 
Stammkapital der Bank, ganz oder teilweise auf eine juristische Person des Privatrechts oder eine 
Personengesellschaft, deren alleiniger Gesellschafter der Träger ist, durch öffentlich-rechtlichen 
Vertrag übertragen (Beleihung). In dem öffentlich-rechtlichen Vertrag sind insbesondere die Höhe 
des Wertausgleichs, der Zeitpunkt des Übergangs der Trägerschaft sowie die Höhe des zu über-
tragenden Anteils am Stammkapital zu regeln. Die Übertragung der Trägerschaft, einschließlich 
der Anteile am Stammkapital der Bank, lässt die in § 6 geregelte Haftung der Träger unberührt. Die 
Beleihung mit der Trägerschaft darf nur erfolgen, wenn die Erfüllung der mit der Trägerschaft ver-
bundenen Aufgaben und Pflichten durch die zu beleihende juristische Person des Privatrechts  
oder die Personengesellschaft gesichert ist. Der Übergang der Trägerschaft bedarf der Zustim-
mung der Rechtsaufsicht (§ 10) und wird im Niedersächsischen Ministerialblatt bekannt gemacht. 

(4) Der Träger kann seine Trägerschaft an der Bank einschließlich seiner Beteiligung am 
Stammkapital der Bank ganz oder teilweise auf einen anderen Träger oder eine andere juristische 
Person des öffentlichen Rechts übertragen. Die Übertragung der Trägerschaft, einschließlich der 
Anteile am Stammkapital der Bank, lässt die in § 6 geregelte Haftung der Träger unberührt. Absatz 
3 Satz 5 gilt entsprechend. 

(5) Bei einer Übertragung der Trägerschaft nach den Absätzen 3 und 4 ist die Satzung (§ 7) 
entsprechend anzupassen.  
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§ 4 

Stammkapital 

(1) Die Höhe des Stammkapitals und die Beteiligungsverhältnisse werden durch die Träger-
versammlung festgesetzt. Das Nähere regelt die Satzung. 

(2) Der Träger kann seine Beteiligung am Stammkapital der Bank oder Rechte daraus ganz 
oder teilweise auf eine im Bereich des Trägers gehaltene Beteiligungsgesellschaft übertragen oder 
diese dort begründen. Die Haftung der Träger gemäß § 6 Abs. 2 und 3 bleibt unberührt. § 3 Abs. 3 
Satz 5 gilt entsprechend. 

§ 5 

Aufgaben der Bank 

(1) Der Bank obliegen nach Maßgabe ihrer Satzung die Aufgaben einer Landesbank und 
Sparkassenzentralbank (Girozentrale) sowie einer Geschäftsbank. Sie kann Geschäfte aller Art 
betreiben, die den Zwecken der Bank und ihres Trägers dienen. Die Bank ist berechtigt, Pfandbrie-
fe, Kommunalobligationen und sonstige Schuldverschreibungen auszugeben sowie das Bauspar-
kassengeschäft durch selbständige Beteiligungsunternehmen zu betreiben.  

(2) Die Geschäfte der Bank sind unter Beachtung allgemeinwirtschaftlicher Grundsätze nach 
kaufmännischen Gesichtspunkten zu führen. 

§ 6 

Haftung 

(1) Die Bank haftet für ihre Verbindlichkeiten mit ihrem gesamten Vermögen. 

(2) Die Haftung des Trägers ist vorbehaltlich der Regelung des Absatzes 3 auf das sat-
zungsmäßige Kapital beschränkt.  

(3) Die Träger der Bank am 18. Juli 2005 haften für die Erfüllung sämtlicher zu diesem Zeit-
punkt bestehenden Verbindlichkeiten der Bank. Für solche Verbindlichkeiten, die bis zum 18. Juli 
2001 vereinbart waren, gilt dies zeitlich unbegrenzt; für danach bis zum 18. Juli 2005 vereinbarte 
Verbindlichkeiten nur, wenn deren Laufzeit nicht über den 31. Dezember 2015 hinausgeht. Die 
Träger werden ihren Verpflichtungen aus der Gewährträgerhaftung gegenüber den Gläubigern der 
bis zum 18. Juli 2005 vereinbarten Verbindlichkeiten umgehend nachkommen, sobald sie bei de-
ren Fälligkeit ordnungsgemäß und schriftlich festgestellt haben, dass die Gläubiger dieser Verbind-
lichkeiten aus dem Vermögen der Bank nicht befriedigt werden können. Verpflichtungen der Bank 
aufgrund eigener Gewährträgerhaftung oder vergleichbarer Haftungszusage oder einer durch die 
Mitgliedschaft in einem Sparkassenverband als Gewährträger vermittelten Haftung sind vereinbart 
und fällig im Sinne der Sätze 1 bis 3 in dem gleichen Zeitpunkt wie die durch eine solche Haftung 
gesicherte Verbindlichkeit. Die Träger haften als Gesamtschuldner, im Innenverhältnis entspre-
chend ihrer jeweiligen, bei Begründung der Haftung bestehenden Beteiligung am Stammkapital.  

(4) Soweit die Träger der Norddeutschen Landesbank - Girozentrale - für deren Verbindlich-
keiten haften, gilt diese Haftung auch für die Verbindlichkeiten der Norddeutschen Landesbank - 
Girozentrale - als Träger der Bank.  

(5) Die Länder Bremen und Niedersachsen haften für die bis zum Inkrafttreten des Staatsver-
trages zwischen der Freien Hansestadt Bremen und dem Land Niedersachsen vom 21. Dezember 
1982 entstandenen Verbindlichkeiten der Bremer Landesbank und der Staatlichen Kreditanstalt 
Oldenburg-Bremen weiterhin gemäß den bisherigen Bestimmungen. 

 



Niedersächsischer Landtag − 17. Wahlperiode Drucksache 17/6967 

 

 5 

§ 7 

Satzung 

Die Rechtsverhältnisse der Bank werden im Einzelnen durch Satzung geregelt. Die Satzung 
und ihre Änderungen werden von der Trägerversammlung beschlossen. Eine Änderung der Sat-
zung bedarf der Genehmigung der Rechtsaufsicht (§ 10). Die Satzung und Änderungen der Sat-
zung sind im Niedersächsischen Ministerialblatt zu veröffentlichen. 

§ 8 

Organe der Bank 

(1) Organe der Bank sind 

a) der Vorstand, 

b) der Aufsichtsrat, 

c) die Trägerversammlung. 

(2) Zusammensetzung und Befugnisse der Organe werden durch Satzung geregelt. 

§ 9  

Pflichten und Rechte der Organmitglieder 

(1) Die Mitglieder der Organe der Bank haben durch ihre Amtsführung die Bank nach besten 
Kräften zu fördern. Sie sind zur Verschwiegenheit verpflichtet. Die Vertreter des Trägers im Auf-
sichtsrat und in der Trägerversammlung sind hinsichtlich der Berichte, die sie dem von ihnen ver-
tretenen Träger oder dessen Trägern zu erstatten haben, von der Verschwiegenheitspflicht befreit 
unter der Voraussetzung, dass der jeweilige Empfänger der Berichte seinerseits zur Verschwie-
genheit verpflichtet ist. Dies gilt nicht für solche vertraulichen Angaben und Geheimnisse der Bank, 
namentlich Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse, deren Kenntnis für die Zwecke der Berichte nicht 
von Bedeutung ist.  

(2) Die Vorstandsmitglieder haben bei ihrer Geschäftsführung die Sorgfalt einer ordentlichen 
und gewissenhaften Geschäftsleiterin oder eines ordentlichen und gewissenhaften Geschäftslei-
ters anzuwenden. Vorstandsmitglieder, die ihre Pflichten verletzen, sind der Bank zum Ersatz des 
daraus entstehenden Schadens als Gesamtschuldner verpflichtet. Eine Pflichtverletzung liegt nicht 
vor, wenn das Vorstandsmitglied bei einer unternehmerischen Entscheidung ohne grobe Fahrläs-
sigkeit annehmen durfte, auf der Grundlage angemessener Information zum Wohle der Bank zu 
handeln.   

(3) Für die Sorgfaltspflicht und die Verantwortlichkeit der Mitglieder des Aufsichtsrats gilt Ab-
satz 2 sinngemäß. Die Aufsichtsratsmitglieder sind an Aufträge und Weisungen nicht gebunden.  

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten auch für Vertreterinnen und Vertreter von Aufsichtsratsmitglie-
dern. 

§ 10 

Rechtsaufsicht 

(1) Die Rechtsaufsicht wird durch das Niedersächsische Finanzministerium ausgeübt. Dieses 
wird in Fällen von besonderer Bedeutung Entscheidungen nur im Benehmen mit der Senatorin 
bzw. dem Senator für Finanzen der Freien Hansestadt Bremen treffen. 

(2) Die Rechtsaufsicht hat sicherzustellen, dass die Bank ihre Aufgaben rechtmäßig erfüllt. 
Dabei hat sie die Befugnisse entsprechend § 44 des Gesetzes über das Kreditwesen.  

(3) Im Fall einer Beleihung gemäß § 3 Abs. 3 führt die in Absatz 1 genannte Aufsichtsbehör-
de zugleich die Rechtsaufsicht über den beliehenen Träger.  
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§ 11 

Prüfung durch den Landesrechnungshof 

Der Niedersächsische Landesrechnungshof prüft die Haushalts- und Wirtschaftsführung der 
Bank.  

§ 12 

Personalvertretung 

Für die Bank finden das Niedersächsische Personalvertretungsgesetz (NPersVG) in der je-
weils geltenden Fassung und die dazu ergangenen Rechtsverordnungen Anwendung. 

§ 13 

Öffnungsklausel, Rechtsformwechsel 

(1) Die Bank kann nach entsprechender Beschlussfassung der Trägerversammlung  

a) andere öffentlich-rechtliche Kreditinstitute als Träger - auch länderübergreifend und unter Be-
teiligung am Stammkapital - aufnehmen oder sich als Träger an solchen Einrichtungen betei-
ligen,  

b) sich - auch länderübergreifend - mit anderen öffentlich-rechtlichen Kreditinstituten durch Fu-
sionsvertrag im Wege der Vereinigung durch Aufnahme oder durch Neubildung unter Eintritt 
von Gesamtrechtsnachfolge vereinigen, wobei die Bank im Fall der Vereinigung sowohl auf-
nehmendes als auch übertragendes Institut sein kann. Der Abschluss eines Fusionsvertrags 
ist im Niedersächsischen Ministerialblatt bekannt zu machen. § 20 des Umwandlungsgeset-
zes (UmwG) gilt entsprechend mit der Maßgabe, dass die Bekanntmachung der Vereinigung 
im Niedersächsischen Ministerialblatt an die Stelle der Eintragung einer Verschmelzung in 
das Handelsregister des übernehmenden Rechtsträgers tritt.   

(2) Die Trägerversammlung kann mit Zustimmung der Rechtsaufsicht (§ 10) beschließen, die 
Bank rechtsformwechselnd in eine Aktiengesellschaft oder in eine andere Rechtsform unter Weg-
fall der öffentlichen Aufgabe (§ 5) umzuwandeln. Der Rechtsformwechsel ist im Niedersächsischen 
Ministerialblatt zu veröffentlichen. Die Satzung der Aktiengesellschaft wird durch die Trägerver-
sammlung festgestellt. Eine notarielle Beurkundung ist nicht erforderlich. Ein Umwandlungsbericht 
nach § 192 Abs. 1 UmwG ist entbehrlich. § 204 in Verbindung mit den §§ 22 und 23 UmwG findet 
keine Anwendung. Im Fall der Umwandlung in eine Aktiengesellschaft gilt der Träger gemäß § 3 
als Gründer der Aktiengesellschaft. Er übernimmt die Aktien der Bank. 

(3) Die Bank ist berechtigt, Unternehmensverträge, insbesondere einen Beherrschungs- und 
Gewinnabführungsvertrag, als beherrschtes bzw. gewinnabführendes Unternehmen mit der Nord-
deutschen Landesbank unter Beachtung der aufsichtsrechtlichen Vorschriften abzuschließen. 
Weisungen der Norddeutschen Landesbank als herrschendes Unternehmen dürfen der gesetzli-
chen Aufgabenstellung der Bank nicht widersprechen. Der Abschluss des Unternehmensvertrags 
bedarf der Zustimmung der Trägerversammlung der Bank. Eine notarielle Beurkundung dieses 
Beschlusses ist ebenso wenig erforderlich wie ein Bericht über den Unternehmensvertrag und eine 
Prüfung desselben. Das Bestehen des Unternehmensvertrags ist im Niedersächsischen Ministeri-
alblatt bekannt zu machen. Mit der Bekanntmachung wird der Unternehmensvertrag wirksam.  

§ 14 

Abgabenfreiheit 

Rechtshandlungen, die wegen der Rechtsnachfolge gemäß § 2 oder wegen einer Verände-
rung der Beteiligungsverhältnisse erforderlich werden, sind frei von Steuern und Gebühren, soweit 
eine Befreiung durch Landesrecht angeordnet werden kann. Dies gilt auch für Beurkundungs- und 
Beglaubigungsgebühren.  
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§ 15 

Übergangsregelung 

(1) Bei einer Veränderung der Größe oder der Zusammensetzung des Aufsichtsrats der Bank 
kann die Satzung der Bank vorsehen, dass der Aufsichtsrat und/oder seine Ausschüsse neu zu 
bilden sind. Ferner kann die Satzung vorsehen, dass der zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der 
Satzungsänderung bestehende Aufsichtsrat und/oder seine Ausschüsse ihre jeweiligen Aufgaben 
für einen Übergangszeitraum bis zur Bildung des neuen Aufsichtsrats weiter wahrnehmen. 

(2) Die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Staatsvertrages gewählten Personalräte der 
Bank bestehen bis zum Ende der regelmäßigen Amtszeit nach § 22 Abs. 2 NPersVG fort und 
nehmen ihre Aufgaben bis zu einer Neuwahl auf der Grundlage des Niedersächsischen Personal-
vertretungsgesetzes in der jeweils geltenden Fassung sowie der dazu ergangenen Rechtsverord-
nungen wahr. Die Vorschriften über die vorzeitige Neuwahl (§ 23 NPersVG) bleiben unberührt. Ju-
gend- und Auszubildendenvertretungen sind innerhalb von vier Monaten ab Inkrafttreten des 
Staatsvertrages neu zu wählen. Die Amtszeit der bisherigen Jugend- und Auszubildendenvertre-
tungen im Gesamtpersonalrat der Bank endet mit der Bildung der neuen Gesamtjugend- und 
-auszubildendenvertretung nach § 56 a NPersVG, spätestens jedoch nach vier Monaten ab Inkraft-
treten des Staatsvertrages. 

(3) Die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Staatsvertrages auf dem Bremischen Perso-
nalvertretungsgesetz beruhenden Dienstvereinbarungen der Bank gelten auf Grundlage des Nie-
dersächsischen Personalvertretungsgesetzes in der jeweils geltenden Fassung fort. 

§ 16 

Inkrafttreten 

(1) Dieser Staatsvertrag tritt am 1. Januar 2017 in Kraft, sofern bis zu diesem Zeitpunkt alle 
Ratifikationsurkunden bei der Niedersächsischen Staatskanzlei hinterlegt sind, anderenfalls mit 
Hinterlegung der letzten Ratifikationsurkunde bei der Niedersächsischen Staatskanzlei. 

(2) Gleichzeitig tritt der Staatsvertrag zwischen der Freien Hansestadt Bremen und dem Land 
Niedersachsen über die Bremer Landesbank Kreditanstalt Oldenburg - Girozentrale - vom 18. Juli 
2012 (Brem. GBl. S. 297; Nds. GVBl. S. 263) außer Kraft. 

 

 

Bremen, den 14. November 2016 

Für die Freie Hansestadt Bremen 

 

Die Senatorin für Finanzen  

Karoline L i n n e r t  

 

Hannover, den 14. November 2016 

Für das Land Niedersachsen  

Für den Ministerpräsidenten  

Der Finanzminister  

Peter-Jürgen S c h n e i d e r  
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

I. Zum Zustimmungsgesetz 

Der Staatsvertrag tritt an die Stelle des Staatsvertrages über die Bremer Landesbank Kreditanstalt 
Oldenburg - Girozentrale - zwischen der Freien Hansestadt Bremen und dem Land Niedersachsen 
vom 18. Juni 2012 (Brem.GBl. S. 297; Nds. GVBl. S. 263). Der Staatsvertrag bedarf nach Artikel 
35 Abs. 2 der Niedersächsischen Verfassung der Zustimmung des Landtages. Dazu ist ein Zu-
stimmungsgesetz erforderlich. 

II. Zum Staatsvertrag 

Wichtigster Bestandteil des Staatsvertrages ist die Übernahme der alleinigen Trägerschaft an der 
Bremer Landesbank Kreditanstalt Oldenburg - Girozentrale - (BLB) durch die Norddeutsche Lan-
desbank - Girozentrale - (NORD/LB). Neu geregelt wurde insbesondere, dass künftig zum einen 
die Rechtsaufsicht durch das Niedersächsische Finanzministerium - in Fällen von besonderer Be-
deutung im Benehmen mit der Senatorin bzw. dem Senator für Finanzen der Freien Hansestadt 
Bremen - ausgeübt und zum anderen die Haushalts- und Wirtschaftsführung durch den Nieder-
sächsischen Landesrechnungshof geprüft wird. 

Außerdem gilt mit Inkrafttreten des Staatsvertrages das Niedersächsische Personalvertretungsge-
setz (NPersVG) für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Bank. 

III. Haushaltsmäßige Auswirkungen (§ 10 Abs. 1 der Niedersächsischen Landeshaushaltsord-
nung)  

Der Staatsvertrag hat keine direkten Auswirkungen auf die Haushalts- und Finanzwirtschaft des 
Landes, der Gemeinden (Gemeindeverbände) und des Bundes. 

IV. Auswirkungen auf die Umwelt, auf die Verwirklichung der Gleichstellung von Frauen und 
Männern, auf Menschen mit Behinderungen, auf Familien und den ländlichen Raum und die 
Regionalentwicklung 

Der Staatsvertrag hat keine Auswirkungen auf die vorgenannten Bereiche. 

 

B. Besonderer Teil 

I. Zum Zustimmungsgesetz 

Zu Artikel 1: 

Das Gesetz enthält die nach Artikel 35 Abs. 2 der Niedersächsischen Verfassung erforderliche Zu-
stimmung des Landtages und die Bestimmungen über die Bekanntmachung des Inkrafttretens des 
Staatsvertrages. 

Zu Artikel 2: 

Artikel 2 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 

II. Zum Staatsvertrag 

Zur Präambel: 

Die Vorbemerkungen zeigen den Grund und das Ziel des neuen Staatsvertrages auf. Die 
NORD/LB übernimmt die alleinige Trägerschaft an der BLB. Die gemeinsame Trägerschaft der 
Freien Hansestadt Bremen (FHB), der NORD/LB und des Niedersächsischen Sparkassen- und Gi-
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roverbandes (SVN) entfällt. Hierfür ist ein Staatsvertrag zwischen der FHB und dem Land Nieder-
sachsen notwendig. 

Zu § 1: 

Der Sitz der BLB verbleibt in Bremen. In Bremen und Oldenburg betreibt die BLB Niederlassun-
gen. Die Vertriebs- und Verwaltungsstrukturen der BLB werden künftig nicht mehr durch den 
Staatsvertrag, sondern durch den Träger geregelt, sodass die Auflistung der Niederlassungen in 
Bremen und Oldenburg entfällt. 

Zu § 3: 

In Absatz 1 werden die FHB und der SVN nicht mehr als Träger aufgeführt. Die alleinige Träger-
schaft der NORD/LB führt zu sprachlichen Anpassungen in den Absätzen 1 und 2. 

In Absatz 3 Satz 1 ist neben den sprachlichen Anpassungen wegen der alleinigen Trägerschaft 
aufgrund der geänderten Trägerstruktur die Option, die Trägerschaft auch auf eine Gesellschaft 
übertragen zu können, in der Mitglieder des Trägers Gesellschafter sind, entfallen. Diese Option 
war ursprünglich dem SVN eingeräumt worden und ist durch den Entfall der Trägerstellung des 
SVN entbehrlich. In Satz 4 ist neben einer sprachlichen Anpassung der Bezug auf die Gewährträ-
gerhaftung zu ändern. Durch den Wegfall der Regelungen des bisherigen § 5 ist die einschlägige 
Vorschrift nunmehr der § 6. In Satz 5 wird die Übertragung der Beteiligung einschließlich einer Be-
leihung des neuen Trägers von der Zustimmung der im Staatsvertrag genannten Rechtsaufsicht, 
also dem Niedersächsischen Finanzministerium, abhängig gemacht. Der Übergang der Träger-
schaft und eine damit im Zusammenhang stehende Beleihung sind im Niedersächsischen Ministe-
rialblatt bekannt zu machen. 

Absatz 4 wurde neu eingefügt. Damit wird die Möglichkeit - analog zu den Regelungen des Absat-
zes 3 - geschaffen, auch eine vollständige oder teilweise Übertragung der Trägerschaft auf einen 
anderen Träger oder eine juristische Person des öffentlichen Rechts vornehmen zu können. Bisher 
war dies nur für die in Absatz 3 genannten Gesellschaften zulässig. 

Der neu eingefügte Absatz 5 ordnet im Fall einer vollständigen oder teilweisen Übertragung der 
Trägerschaft eine entsprechende Änderung der Satzung an. Hintergrund ist, dass die Beteili-
gungsverhältnisse am Stammkapital der Bank seit dem Staatsvertrag 2012 in der Satzung geregelt 
sind. 

Zu § 4: 

In Absatz 2 werden neben sprachlichen Anpassungen aufgrund der geänderten Trägerstruktur für 
den Fall der teilweisen oder vollständigen Übertragung der Beteiligung am Stammkapital auf eige-
ne Beteiligungsgesellschaften der NORD/LB der Zustimmungsvorbehalt der Rechtsaufsicht und 
die Publizitätspflicht im Niedersächsischen Ministerialblatt angeordnet. Es handelt sich dabei um 
eine konsequente Anpassung der bisherigen Regelung, denn dadurch ist jede teilweise oder voll-
ständige Übertragung der Beteiligung, unabhängig von der Rechtsform des aufnehmenden 
Rechtsträgers, genehmigungs- und publizitätspflichtig. 

Zu § 5: 

§ 5 entspricht § 6 des Staatsvertrages 2012. Die staatsvertragliche Festlegung des Geschäftsge-
biets des § 5 des Staatsvertrages 2012 entfällt, da der alleinige Träger, die NORD/LB, beim effek-
tiven und nachhaltigen Konzernumbau handlungsfähig sein soll. Der Wegfall ermöglicht die Neu-
ausrichtung von Geschäftsfeldern zwischen den Banken des NORD/LB-Konzerns, um notwendige 
Synergieeffekte zu generieren. Die Geschäftsbankaktivitäten der BLB fanden ohnehin bereits vor 
Inkrafttreten dieses Staatsvertrages auch außerhalb des Geschäftsgebiets statt. Ferner wird ein 
Gleichklang zu den Regelungen des NORD/LB-Staatsvertrages hergestellt. 

Absatz 2 normiert - wie auch im Staatsvertrag über die NORD/LB geregelt - den allgemeinwirt-
schaftlichen Grundsatz, die Geschäfte nach kaufmännischen Gesichtspunkten zu führen. Um eine 
effektive Zuordnung der Geschäftsfelder der BLB im NORD/LB-Konzern vornehmen zu können, ist 
der Grundsatz des besonderen öffentlichen Interesses entfallen. In § 4 des Staatsvertrages über 
die NORD/LB wird im Übrigen der öffentliche Auftrag des Trägerinstituts beschrieben. 
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Zu § 6: 

§ 6 entspricht der Fassung des § 7 des Staatsvertrages 2012 mit der Ausnahme, dass in Absatz 2 
sprachliche Anpassungen wegen der geänderten Trägerstruktur erfolgen. 

In Absatz 3 ist Satz 5 insoweit präzisiert worden, dass es bei der Gewährträgerhaftung der bisheri-
gen Träger im Innenverhältnis entsprechend ihrer Beteiligung am Stammkapital auf den Zeitpunkt 
der Begründung der Haftung und nicht mehr auf die Begründung der gesicherten Verbindlichkeit 
ankommt. Eine materielle Änderung der Haftungsregelungen tritt dadurch nicht ein. Die Haftungs-
regelung bleibt auf Basis der Verständigung zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Europäischen Kommission vom 17. Juli 2001 unverändert bestehen.   

Zu § 7: 

§ 7 entspricht der Fassung des § 8 des Staatsvertrages 2012 mit Ergänzung eines zweiten und 
dritten Satzes, die regeln, dass die Satzungsänderung einer Genehmigung durch die Rechtsauf-
sicht bedarf und dass die Satzung und alle Änderungen im Niedersächsischen Ministerialblatt zu 
veröffentlichen sind. 

Zu § 8: 

§ 8 entspricht der Fassung des § 9 des Staatsvertrages 2012 mit einer sprachlichen Anpassung 
ohne inhaltliche Auswirkung in Absatz 2. 

Zu § 9: 

§ 9 entspricht der Fassung des § 10 des Staatsvertrages 2012 mit sprachlichen Anpassungen zur 
Trägerschaft in Absatz 1 und weiteren sprachlichen Anpassungen unter dem Gesichtspunkt der 
Gleichstellung der Geschlechter hinsichtlich der Funktionsbezeichnungen in den Absätzen 2 und 
4. 

Zu § 10: 

§ 10 ändert den bisherigen § 11 des Staatsvertrages 2012. Als Konsequenz der Übernahme der 
alleinigen Trägerschaft durch die NORD/LB ist in Absatz 1 geregelt, dass die Rechtsaufsicht durch 
das Niedersächsische Finanzministerium ausgeübt wird. Benehmen ist mit der Senatorin bzw. dem 
Senator für Finanzen Bremen in Fällen von besonderer Bedeutung herzustellen.  

Das Wort „Aufsicht“ wird in den Absätzen 1 bis 3 jeweils durch das Wort „Rechtsaufsicht“ ersetzt, 
um klarzustellen, dass die vom Niedersächsischen Finanzministerium auszuübende Anstaltsauf-
sicht unabhängig von der Bankenaufsicht in Deutschland und Europa besteht.  

Zu § 11: 

Die Haushalts- und Wirtschaftsführung wird durch Änderung des bisherigen § 12 des Staatsvertra-
ges 2012 mit Inkrafttreten des Staatsvertrages durch den Niedersächsischen Landesrechnungshof 
geprüft. Eine Prüfung durch den Rechnungshof der FHB ist nicht mehr erforderlich, da die FHB 
nicht mehr an der BLB beteiligt ist. 

Zu § 12: 

Mit Aufgabe der Trägerschaft durch die FHB findet durch Änderung des bisherigen § 13 des 
Staatsvertrages 2012 das Niedersächsische Personalvertretungsgesetz bei der BLB Anwendung. 
Aufgrund der künftig von der NORD/LB ausgehenden Steuerung der BLB ist es praktikabel, in den 
Anstalten des Konzerns der NORD/LB ein einheitliches Personalvertretungsrecht anzuwenden, um 
die vertrauensvolle Zusammenarbeit zwischen Bankenvorständen und Personalräten nicht durch 
unterschiedliche Personalvertretungsgesetze zu erschweren. In der NORD/LB findet das Nieder-
sächsische Personalvertretungsgesetz Anwendung. 

Zu § 13:  

Die Regelungen zu Umwandlungsvorgängen werden ergänzt und erweitert, um ein höheres Maß 
an Rechtssicherheit für etwaige Umwandlungsmaßnahmen zu gewährleisten. 
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Absatz 1 Buchst. a eröffnet der BLB die Möglichkeit, andere öffentlich-rechtliche Kreditinstitute als 
Träger aufzunehmen oder sich als Träger an solchen Einrichtungen zu beteiligen. Diese Regelung 
bleibt unverändert.  

Der bestehende Absatz 1 Buchst. b wird erweitert, um für eine Fusion der BLB mit einem anderen 
öffentlich-rechtlichen Kreditinstitut einen rechtssicheren Rahmen zu schaffen. Absatz 1 Buchst. b 
Satz 2 sieht vor, dass im Fall des Abschlusses eines Fusionsvertrags zwischen der BLB und ei-
nem anderen öffentlich-rechtlichen Kreditinstitut dieser im Niedersächsischen Ministerialblatt zu 
veröffentlichen ist. Absatz 1 Buchst. b Satz 3 erklärt sodann § 20 des Umwandlungsgesetzes 
(UmwG) mit der Maßgabe für entsprechend anwendbar, dass es für die dort geregelten Wirkungen 
nicht auf die Eintragung ins Handelsregister, sondern auf die Veröffentlichung des Abschlusses 
des Fusionsvertrags im Niedersächsischen Ministerialblatt ankommt. Hiermit wird insbesondere 
klargestellt, dass bei einer Fusion nach Absatz 1 Buchst. b im Zeitpunkt der Veröffentlichung der 
übertragende Rechtsträger erlischt, dass die Träger des übertragenden Rechtsträgers Anteilseig-
ner des übernehmenden Rechtsträgers werden und dass formelle Mängel die Wirksamkeit einer 
Fusion unberührt lassen. 

In Absatz 2 wird die bereits nach dem Staatsvertrag 2012 bestehende Rechtsgrundlage für einen 
Rechtsformwechsel der BLB näher ausgestaltet. Durch Satz 1 wird klargestellt, dass mit einem 
Rechtsformwechsel der BLB in eine Rechtsform des Privatrechts ein Wegfall der öffentlichen Auf-
gabe der BLB verbunden ist. Satz 2 regelt, dass der Rechtsformwechsel im Niedersächsischen 
Ministerialblatt publik zu machen ist. Die Regelungen in den Sätzen 3 bis 7 modifizieren die im Fall 
eines Rechtsformwechsels anwendbaren Vorschriften des Umwandlungsgesetzes und des Aktien-
gesetzes als landesrechtliche Vorschrift im Sinne von § 302 Satz 1 UmwG. Die Absätze 3 und 4 
des Staatsvertrages 2012 werden im Zuge dessen in den neuen Absatz 2 überführt.  

Der neu gefasste Absatz 3 berechtigt die BLB, Unternehmensverträge im Sinne der §§ 291, 292 
des Aktiengesetzes mit ihrer Trägerin abzuschließen; insbesondere kann die BLB als beherrschtes 
bzw. gewinnabführendes Unternehmen Partei eines Beherrschungs- und/oder Gewinnabführungs-
vertrags sein. Diese klarstellende Ermächtigung soll es der BLB u. a. erleichtern, einen sogenann-
ten Kapital-Waiver nach § 2 a Abs. 1 und 2 des Kreditwesengesetzes in Verbindung mit Artikel 7 
der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 
2013 über Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen und zur Änderung der 
Verordnung (EU) Nr. 646/2012 zu erhalten. Absatz 3 Satz 5 regelt, dass gewisse Formerfordernis-
se des Aktienrechts keine Anwendung finden. Absatz 5 Satz 6 sorgt für die notwendige Publizität 
beim Abschluss eines Unternehmensvertrags durch die Veröffentlichung im Niedersächsischen 
Ministerialblatt. Diese Veröffentlichung ist nach Satz 7 Voraussetzung für das Wirksamwerden ei-
nes Unternehmensvertrages. 

Zu § 14: 

§ 14 entspricht dem § 15 des Staatsvertrages 2012. 

Zu § 15: 

Die Regelungen des § 15 sind neu eingefügt worden. 

In Absatz 1 Satz 1 wird die Möglichkeit geschaffen, durch eine Satzungsregelung bei Änderung der 
Größe und der Zusammensetzung des Aufsichtsrats eine Neukonstituierung des Gremiums und 
seiner Ausschüsse anzuordnen. Damit soll dem Träger ermöglicht werden, die Zusammensetzung 
des Aufsichtsgremiums unabhängig von vor Inkrafttreten des geänderten Staatsvertrages beste-
henden Gremienbesetzungsrechten festlegen zu können. 

In Satz 2 wird die Möglichkeit der Satzungsregelung des Satzes 1 abgerundet, indem in der Sat-
zung Regelungen getroffen werden können, dass bis zur Neukonstituierung des Aufsichtsrats nach 
einer Satzungsänderung der Aufsichtsrat und die Ausschüsse für eine Übergangszeit ihre Aufga-
ben weiterhin wahrnehmen können. Dadurch können eventuell auftretende Unklarheiten hinsicht-
lich der Zusammensetzung des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse für die Übergangsphase bis 
zur Neukonstituierung vermieden werden. 
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Die Absätze 2 und 3 enthalten die aufgrund der künftigen Geltung des Niedersächsischen Perso-
nalvertretungsgesetzes erforderlichen Übergangsregelungen. 

Zur Sicherstellung und Erleichterung der Personalvertretung bestimmt Absatz 2 Satz 1, dass die 
bisherigen Personalräte der Bank ihre Geschäfte auf der Grundlage des Niedersächsischen Per-
sonalvertretungsgesetzes weiterführen. Damit wird auf eine kurzfristige Neuwahl der erst 2016 ge-
wählten Personalräte in Bremen und Oldenburg und des Gesamtpersonalrats der Bank verzichtet, 
die negative Auswirkungen auf die Wahlbeteiligung haben könnte und erheblichen Verwaltungs-
aufwand und Kosten verursachen würde. Eine vorzeitige Neuwahl von Personalräten findet nach 
Satz 2 nur unter den besonderen Voraussetzungen des § 23 NPersVG statt. Anders als die Perso-
nalräte sind die Jugend- und Auszubildendenvertretungen nach Satz 3 neu zu wählen, weil sich 
die Regelungen des Bremischen und des Niedersächsischen Personalvertretungsgesetzes für 
diese Vertretungen wesentlich unterscheiden. Die Amtszeit der neu zu wählenden Jugend- und 
Auszubildendenvertretungen verlängert sich nach § 52 Abs. 3 Satz 2 in Verbindung mit § 22 Abs. 3 
NPersVG um die nächste regelmäßige Amtszeit (bis 2020), weil sie am 1. Februar 2018 weniger 
als ein Jahr im Amt sein werden. Die Amtszeit der bisherigen Jugend- und Auszubildendenvertre-
tungen im Gesamtpersonalrat endet nach Satz 4 mit der Bildung der neuen Gesamtjugend- und 
-auszubildendenvertretung. 

Absatz 3 bestimmt, dass die bestehenden Dienstvereinbarungen fortgelten. Für etwaige Änderun-
gen gelten die Regelungen des NPersVG. 

Zu § 16: 

Absatz 1 bestimmt, dass der Staatsvertrag frühestens zum 1. Januar 2017 und spätestens mit Hin-
terlegung aller Ratifikationsurkunden bei der Niedersächsischen Staatskanzlei in Kraft tritt. 

In Absatz 2 wird das Außerkrafttreten des Staatsvertrages 2012 mit dem Inkrafttreten dieses 
Staatsvertrages geregelt. 

 

 

(Ausgegeben am 24.11.2016) 
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